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I. Auftrag / Resultate

1. Auftrag

Die Sozialdirektion der Stadt Olten beauftragte den Verfasser dieser Unterlagen mit der Ausarbeitung von „Bericht und Empfehlung betreffend die Integrationsarbeit in der Stadt Olten“. Die dafür zur Verfügung gestellten Ressourcen betrugen:

· Acht Arbeitstage für den Experten

· Zehn Sitzungsstunden von zwei Mitgliedern der Integrationskommission

· Zehn Sitzungsstunden des zuständigen Stadtrates

· Zehn Sitzungsstunden des Leiters der Sozialdirektion, plus administrative Arbeiten (erstellen Protokolle, Mitarbeit Schlussbericht).

2. Zusammenfassung der Ergebnisse

Die Arbeitsgruppe
 führte Gespräche mit Integrationsverantwortlichen von fünf verschiedenen Städten. Daraufhin wurden die folgenden Varianten der Integrationsarbeit für Olten entwickelt:

a) Abschaffung der Integrationsarbeit

b) Adaption des Vorgehens der Städte Basel und Wil

c) Integrationsarbeit im Rahmen von Leistungsvereinbarungen mit verschiedenen Anbietern

d) Anstellung einer Fachperson und Entwicklung von internem Know-how

e) Integrationsarbeit ausschliesslich über sprachfördernde Projekte

Diese Varianten wurden im Rahmen einer Nutzwertanalyse nach folgenden Kriterien geprüft:

· Breite Bevölkerung ansprechen

· Messbare Wirkung hervorrufen

· Krisenresistenz

· Nachhaltige Wirkung

· Vernetzung der Akteure 

Variante d) errang dabei mit 466 Punkten die höchste Punktzahl. 

Variante b) 331 Punkte

Variante c) 301 Punkte

Variante e) 254 Punkte

Variante a) 102 Punkte

Variante d) wird in der Folge unter Empfehlungen erläutert und der Sozialdirektion aus fachlichen integrationsspezifischen Überlegungen zur Umsetzung empfohlen. 

3. Empfehlung

a) Konzeptionelle Ausrichtung der Integrationsarbeit in Olten

Die zukünftige Integrationsarbeit in der Stadt Olten soll personifiziert werden. Dazu braucht es eine Integrationsfachperson (Ifp) als „Aushängeschild“ und Ansprechperson für alle Fragen der Integration. Die Ifp soll öffentlich markant positioniert werden und direkten Zugang zum Stadtpräsident/in und zu allen Stadtratspersonen haben. Gemeinsam mit diesen soll sie das Integrationsverständnis des Stadt- und Gemeindeparlaments offensiv kommunizieren. Sie ist Ansprechperson für die führenden Kräfte im Bereich Integration (Politikerinnen und Politiker, Direktionsleitungen, Präsidentinnen und Präsidenten der Ausländervereine, Kirchen, und Hilfswerke, etc.).

b) Grundannahmen

Nachhaltige Erfolge in der  Integrationsarbeit sind nur dann möglich, wenn eine breite Akzeptanz gegenüber den Zielen dieser Arbeit in der Bevölkerung geschaffen werden kann. Diese Zustimmung muss laufend entwickelt und aufrecht erhalten werden. Dies gelingt vorab über persönliche Kontakte und verbindliche vertrauensvolle Arbeitsbeziehungen zu den Hauptakteuren der Integrationsarbeit. Kooperation und Zusammenarbeit - beispielsweise bei der Erarbeitung eines Leitbildes, bei Kriseninterventionen oder bei der Mittelbeschaffung kann nicht verordnet werden, sondern ist die Folge professioneller Beziehungsarbeit. 

Die Ifp braucht Zugang zu den zentralen Entscheidungsträgern der Stadt. Dies steigert die Breitenwirkung ihrer Tätigkeit und die interne und externe Akzeptanz ihrer Projekte. Zukünftige Initiativen aller Direktionen werden auf ihre Integrationskompatibilität untersucht und gemeinsam mit den Verantwortlichen werden integrationstaugliche Lösungen erarbeitet. 

Die Ifp muss in der Lage sein, Entwicklungen in der Stadt Olten welche die Integration beeinflussen frühzeitig aufzugreifen. Analog der Wirtschaft wird eine Gruppe installiert
, die den Auftrag hat, die Entwicklungen im Umfeld laufend zu beobachten, Handlungsvarianten vorzuschlagen und präventive Initiativen zu formulieren.

Im Bereich der Integrationsmassnahmen gibt es viele Instanzen - Bund, Kanton, Kirchen, Hilfswerke, Stiftungen, Serviceclubs, etc. - welche bereit sind, Projekte mitzufinanzieren. Erwähnt seien nur die Mittel der EKA 2004 – 2007 in der Höhe von 

14. 5 Mio. Franken. 

Die Ifp wird beauftragt und dazu fähig sein, die Integrationsarbeit in Olten mit den Zielen dieser Finanzgeber abzustimmen und damit vermehrt Gelder zugunsten von Integrationsprojekten in der Stadt Olten umzuleiten. Für die Stadt bedeutet dies, eine Ökonomisierung ihrer Investitionen im Integrationsbereich. 

Der Bedarf und die Wirkung der Integrationsarbeit orientiert sich nicht an Stadtgrenzen. Es gibt vielerlei Schnittstellen zu den umliegenden Gemeinden im Bezirk. Die Ifp wird in der Lage sein, aus der Sicht der Stadt Olten zu klären, ob regionale Projekte die Wirkung der Integrationsmassnahmen steigern und die Finanzen der Stadt entlasten.

Zu Beginn der Tätigkeit der Ifp wird geklärt, ob die Funktion auch das Thema Rassismusbekämpfung abdecken soll, so wie dies in anderen Städten und Kantonen geschieht.

Vorbereitung

· Entwickeln von Anforderungsprofil und Leistungsvereinbarung für die Ifp

· Auswahlkriterien für Kandidaten erstellen

· Ausschreibung, Selektion

· Anstellung oder Auftragserteilung befristet auf zwei Jahre 

Installation

· Ifp entwickelt ein Vorgehenskonzept für ihre Tätigkeit sowie Konzepte für die Erhebung von Kennzahlen und für die Schlussevaluation

· Aktive Kontaktnahme zu allen verwaltungsinternen und externen Instanzen der Integrationsarbeit in Olten. Der Stadtrat funktioniert als Türöffner

· Kontaktaufnahme in Region/Kanton/Bund mit dem Ziel, Initiativen abzustimmen und breit zu finanzieren

· Die Ifp wird der Öffentlichkeit vorgestellt. Entwicklung von Arbeitsbeziehungen zu Medienvertretern

· Festlegen von prioritären Kontakten, entwickeln von krisenresistenten Arbeitsbeziehungen zu Vertretungen dieser Stellen

· Konzept Leitbildentwicklung ausarbeiten

Leitbild

Durchführung eines breiten, zeitlich eng limitierten Leitbildprozesses. Bei dieser Massnahme geht es vorab darum, möglichst viele Gruppen am Gedanken der Integration zu beteiligen und für ein nachhaltiges Engagement in diesem Bereich zu gewinnen. Es ist heute allen klar, dass Leitbilder sprachlich immer ähnliche Resultate hervorbringen und sich im Regelfall nur in Nuancen voneinander unterscheiden. Es geht also vorab um den Prozess der Entwicklung und weniger um den Wortlaut im Leitbild.

c) Umsetzung

Die Ifp leitet strategische Ziele und entsprechende Projekte vom Resultat des Leitbildprozesses ab. Die Projekte werden nach heutigem Wissenstand vorab in den Bereichen Sprache, Begegnung und Kommunikation, Stadtentwicklung und Vernetzung/Synergie angesiedelt sein
. Die Projekte werden entweder durch Leistungsaufträge vergeben oder direkt initiiert.

Evaluation

Vor Ablauf von zwei Jahren werden die erhobenen Kennzahlen im Sinne einer Gesamtevaluation aufbereitet und ausgewertet. Die Ifp entwickelt Optionen für die Weiterführung der Integrationsarbeit in Olten, prüft diese mit einer Arbeitsgruppe und legt die Resultate den politischen Entscheidungsträgern vor. Dabei wird insbesondere darüber entschieden, ob die Funktion der Ifp weiterhin gebraucht wird. Wenn ja in welchem Umfang, oder ob sich die Massnahmen soweit verselbständigen, dass keine spezifische Planung, Koordination und Entwicklungsarbeit mehr notwendig ist. 

d) Erwartete Wirkung

Das Wissen um die Wichtigkeit gelungener Integration für die gesamte Einwohnerschaft von Olten wird breiter verankert. Die Leitbildentwicklung wird von weiten Kreisen mitgetragen. Der Prozess und die entsprechenden Ergebnisse gewinnen dadurch an Wirkung und Aussagekraft. Die nahtlose Überführung der Leitbildarbeit in strategische Ziele und Massnamen ist ökonomisch. Die Mitfinanzierung durch dritte Stellen wird ausgebaut. Die Installation einer Weak Signal Group wirkt präventiv. 

Die mit Bund, Kanton und Region verzahnte Integrationsarbeit trägt zur Entspannung zwischen Einheimischen und Zugezogenen bei und stabilisiert den sozialen Frieden.

Krisenresistente Arbeitsbeziehungen helfen, eine allfällig eintretende Ausnahmesituation (als mögliche  Folge eines Gewaltaktes, eskalierende Auseinandersetzung unter ethnischen Gruppen, etc.)  konstruktiv zu bewältigend.
Olten wir als innovative Kleinstadt wahrgenommen, welche die Chancen und Herausforderungen der Migration aufgreift und steuert. Dieser Gestaltungswille im sensiblen Bereich Integration wird von der Öffentlichkeit und dem Gewerbe positiv aufgenommen und trägt zum Ausbaus der Standortattraktivität der Stadt bei.

e) Controlling

Die Einführung von Controllinginstrumenten und damit die Erhebung von Kennzahlen dient zur Steuerung und Wirksamkeitsmessung der einzelnen Massnahmen. Controllingaufgaben müssen ökonomisch angemessen dimensioniert sein. Das heisst: der Aufwand für die Beschaffung der Kennzahlen darf den potentiellen Gewinn durch die bessere Steuerung der Projekte nicht übersteigen. Im Bereich der Integrationsmassnahmen gibt es mit der Ausnahme der Erhebung einzelner Finanzkennzahlen durch den Bund keine standardisierte Controllingsysteme. Das Controlling  ist demnach ausschliesslich abhängig  von den Zielen des jeweiligen Projektes, vom Informationsbedarf der vorgesetzten Stellen sowie denjenigen allfälliger Geldgeber. Divergierende Interessen in diesem Bereich müssen vor Projektstart harmonisiert werden, ansonsten ist eine ökonomische Erfassung von Kennzahlen kaum wahrscheinlich. 

Grundsätzlich sollen alle Massnahmen im Rahmen eines Controlling auf ihre Wirksamkeit überprüft werden. Dies im Wissen, dass die Resultate, da immer vergangenheitsorientiert, in einem rasch ändernden Umfeld nur bedingt taugliche Steuerungsmöglichkeiten für das Projektmanagement eröffnen. Oftmals befriedigen die erhobenen Kennzahlen ausschliesslich das Informationsbedürfnis der Geldgeber. 

f) Finanzen

„Nach Schätzung von Experten können mit einem Franken zugunsten der Integration, sieben Franken potentielle Kosten im Sozialbereich eingespart werden.“

Bundesrätin Micheline Calmy-Rey, 23. April 2005 in Olten, anlässlich der nationalen Tagung Migration.

Aufwand

Die Umsetzung des vorgeschlagenen Konzeptes erfordert während den ersten 

18 Monaten vorab Investitionen in den Personalbereich. In etwa: Ifp 18 Monate zu 50% und während der Entwicklung des Leitbildes eine Administrationsfachperson 12 Monate zu 20%. Dazu kommen Infrastruktur und Produktionskosten. Nach 18 Monaten wird das Gesamtstellenvolumen auf 50% reduziert und entsprechend den gemachten Erfahrungen angemessen auf Projektleitung und Administration aufgeteilt. Ab dieser  Zeit fallen Kosten im Bereich Projekte an.

Erträge

Es ist von Beginn weg eine Mitfinanzierung der Funktion der Ifp durch Dritte anzustreben. Analog der Stadt Frauenfeld ist vorab das EKA um einen Teilbeitrag anzugehen, was unter dem Schwerpunktprogramm 2004 – 2007, Schwerpunkt D „Kompetenzzentren entwickeln“, realistisch erscheint.

Grundsätzlich braucht die vorgeschlagene Variante eine Finanzierung, die nicht unter den bisherigen Aufwendungen der Stadt von Fr. 100'000.- liegt. Beiträge von Dritten könnten den Handlungsspielraum erweitern und ab einer zu bestimmenden Höhe an die Kosten der Stadt angerechnet werden. 

g) Stichwortartige Zusammenfassung der Vor- und Nachteile der empfohlenen 

Variante

Vorteile

· Wissen und Erfahrung werden intern akkumuliert

· Lokale, bedarfsgerechte Projekte entstehen

· Krisenresistenz

· Beziehungsarbeit wird über praktisches Tun aufgebaut

· Breitenwirkung

· Synergiepotential

· Nachhaltigkeit

· Einbezug der Verwaltung

· Drittfinanzierungen realistisch

Nachteile

· Unmittelbare Wirkung in der ersten Phase der Umsetzung beschränkt

· Materielle Schwächung operativer Projekte während der Leitbildentwicklung

�  Stadtrat Peter Schafer, Gemeinderätin Luzia Stocker, Gemeinderat Chris Ackle, Leiter Sozialdirektion Hans Peter Müller, Experte Walter Vogt


� Weak Signal Group


� Siehe Teil II. Thematische Schwerpunkte der Integrationsarbeit und Grundprämissen
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